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Zwei Klassen
beim Wohnen

Wohnungspolitik steht in der Schweiz auf
zwei Säulen: einerseits die Förderung von
Wohneigentum, andererseits die Förderung
preisgünstiger Mietwohnungen. An dieser
zweiten Säule wird momentan gerüttelt - mit
dem Risiko, das ganze Gebäude zum
Einsturz zu bringen.

Von Fritz Nigg ¦ Die Schweiz ist auf dem
Weg, beim Wohnen eine Zweiklassengesellschaft

zu werden. Auf der einen Seite die
Haus- und Wohnungseigentümer, von der
Politik wegen ihrer angeblich staatstragenden

Haltung in den Himmel gelobt und
soeben mit Steuerrabatten beschenkt. Auf der
anderen Seite die Mieterhaushalte, für die
statt einer Reform des Mietrechtes nur ein

mangelhaftes Flickwerk herausschaute. Als
Lichtblick erschien da im vergangenen Frühling

das neue Bundesgesetz über die Förderung

von preisgünstigem Wohnraum (WFG),
das im Parlament verabschiedet wurde. Darin

werden die Erfahrungen aus 25 Jahren

Wohnbaupolitik umgesetzt: zinsgünstige
Darlehen des Bundes für Mietwohnungen von
Haushalten mit tiefen Einkommen, aberauch
fürWohneigentum der so genannten
Schwellenhaushalte, das sind die direkten
Förderungsmittel des WFG.

Nun tut sich der Bundesrat plötzlich schwer
mitdetn neuen Gesetz. Zwarhat er es auf den
1. Oktober in Kraft gesetzt. Trotzdem soll ihm
bereits der wichtigste Zahn gezogen werden.
Direkte Bundesdarlehen zur Erstellung und
Renovation preisgünstiger Wohnungen für
einkommensschwache Haushalte sowie zur
Förderung von Wohneigentum - das Kernstück

des WFG - will der Bundesrat nämlich
bis auf weiteres keine ausbezahlen. Dies,
obwohl das Parlament dafür einen Rahmenkredit

gesprochen hat.
In der Botschaft zum so genannten
Entlastungsprogramm 2003 heisst es, durch die
Sistierung der Wohnungs-Direktdarlehen

könnten «Ausgaben» von jährlich 244 Mio.
Franken eingespart werden. Das darf man
ruhig anders sehen. Denn die angeblichen
Ausgaben sind keine Leistungen ä fonds per-
du, sondern hypothekarisch gesicherte
Darlehen, das heisst Anlagen des Bundes in

Hypotheken bei Wohnbauträgem, die eines
Tages wieder in seine Kasse zurückfliessen
werden. Was den Bund finanziell tatsächlich
belastet, ist nur sein Verzicht auf Zinsen -
irgendwo in der Höhe von 10 Mio. Franken

jährlich. Und nicht 244.
Der minimalen Ersparnis für den
Bundeshaushalt stünden unvergleichlich grössere
Risiken und Nebenwirkungen gegenüber.
Zum einen unterblieben vermutlich die durch
die Darlehen ausgelösten Investitionen und
damit auch ihr Beitrag zur Konjunktur. Dem

Bund selbst entgingen die mit den Bauvorhaben

verbundenen Mehrwertsteuern und

Beiträge an die Sozialeinrichtungen. Sie
machen ein Mehrfaches dessen aus, was der
Bund durch die Sistierung der Darlehen
effektiv einspart. Das heisst, durch eine Sistierung

der Direktdarlehen im Entlastungsprogramm

entginge dem Bund sogar ein gutes
Geschäft.
Besonders grotesk ist das Argument der Gegner,

zum Beispiel der SVP, mit der Förderung
des Baus von Mietwohnungen mische sich
der Staat ein und störe den Wettbewerb. Wie
ist das nun mit den Steuervorteilen für das

Wohnungseigentum? Verzerrt etwa der
Steuerrabatt von Hunderten Millionen Franken für
Wohnungseigentümer den Wohnungsmarkt
nicht? Verteuert es etwa die Land- und
Baupreise nicht, wenn dank Steuerprivilegien die
Erwerber von Wohneigentum mehr Geld

ausgeben können?
Tatsache ist doch, dass der Wohnungsmarkt
mangelhaft funktioniert, sowohl was das
Angebot preisgünstiger Wohnungen als auch

was den Zugang wenig kapitalkräftiger
Interessenten zu Wohneigentum betrifft. Diese
beiden Anliegen gegen einander auszuspielen,

schadet beiden Seiten. &>
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